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I. Stellungnahmen von Trägern mit Hinweisen und Anregungen 

Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

1. Landkreis Aurich, Amt für Bauordnung, Planung und Naturschutz 
Stellungnahme vom 19.02.2021 

Zu der Bauleitplanung nehme ich wie folgt Stellung:   

Die Planzeichenerklärung beinhaltet nicht alle in der 
Darstellung verwendeten Planzeichen. Dies sollte re-
daktionell ergänzt werden. Ansonsten bestehen ge-
gen die 50. Änderung des Flächennutzungsplans 
keine Bedenken.  

Der Stellungnahme wird nicht ge-
folgt.  

Alle innerhalb des Geltungsbe-
reichs verwendeten Planzeichen 
sind in der Legende aufgeführt. 

Keine Be-
rücksichti-
gung 

2. Forstamt Neuenburg 
Stellungnahme vom 26.03.2020  

zu o.g. Vorgang nehme ich wie folgt Stellung:   

im Plangebiet stockt Wald i.S. des § 2 (3) NWaldLG 
auf folgenden Flurstücken auf: 

1. dem Flurstück 39-4 Flur 1 mit ca. 0,18 ha (Am 
Timp) und 

2. den Flurstücken 52-2, 295-52 und 294-52 Flur 1 
mit 0,42 ha (Lütttje Kamp). 

Diese 2 Wälder sind im Umweltbericht zum o. g. BP 
aufgeführt und ebenfalls als Wald festgestellt. 

Es ergibt sich aus der mir vorliegenden Planung da-
her ein Kompensationsbedarf von zu 

1. ca. 650 qm und zu 

2. ca. 4200 qm. 

Hierfür ist lt. den mir vorliegenden Unterlagen eine 
Ersatz-Kompensationsaufforstung geplant. 

Mit Schreiben vom 25.03.2020 habe ich bereits den 
Kompensationsfaktor wie folgt hergeleitet: 

die Nutz- und Erholungsfunktion wird als unterdurch-
schnittlich, die Schutzfunktion als überdurchschnitt-
lich eingestuft. Den Kompensationsfaktor habe ich 
dann wegen der besonderen Schutzfunktion (u. a. 
zentrumsnahes Stadtgebiet Aurich) mit 1,5 festge-
stellt. 

Bei der gesamt in Anspruch genommenen Waldflä-
che von ca. 0,4850 ha und einem Kompensations-
faktor von 1,5 würde somit eine Ersatzaufforstungs-
fläche von 0,73 ha den waldrechtlichen Vorgaben 
genügen. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Die Ausführungen in der Stellung-
nahme entsprechen den Aussagen 
und Berechnungen im Umweltbe-
richt; die Stadt Aurich stellt eine Er-
satzwaldfläche in einer Größe von 
0,73 ha zur Verfügung. 

Kenntnis-
nahme 

Erlauben Sie mir vorsorglich nochmals den Hinweis, 
dass bezügl. der Verkehrssicherheit und weiteren 
Bewirtschaftung der verbleibenden Waldfläche zu 
1. ein Abstand von einer Baumlänge (ca. 25-30 m) 
zwischen Waldrand und Bebauung wünschenswert 
ist. Bei ungenügenden Abständen zwischen Wald 
und Gebäuden entsteht ansonsten in der Zukunft 
wohlmöglich ein erhebliches Konfliktpotential. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Dieser Anregung ist bei der Gestal-
tung der überbaubaren Flächen 
(Baufenster) in der Umgebung des 
Waldbestandes berücksichtigt. 

 

Kenntnis-
nahme 
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Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

3. Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Aurich 
Stellungnahme vom 25.01.2021 

Die Plangebiete befinden sich nördlich der Landes-
straße 1 (L 1) sowie im Nahbereich der geplanten 
Bundesstraße 210neu (Ortsumgehung Aurich). So-
mit werden die Belange der NLStBV-GB Aurich 
durch die o. a. Bauleitplanung berührt. 

Zur Aufstellung der jeweiligen Bauleitplanung gebe 
ich folgende Stellungnahme ab: 

50. Änderunq des Flächennutzungsplanes 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 

Gegen die 50. Änderung des Flächennutzungspla-
nes bestehen seitens der NLStBV-GB Aurich keine 
Bedenken.  

Allerdings möchte ich darauf hinweisen, dass in der 
Begründung zum Thema RROP keine Angaben zur 
B 210neu (Ortsumgehung Aurich) enthalten sind. 
Hier sollte die Begründung ergänzt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

 

Der Hinweis wird berücksichtigt du 
die Begründung wird entsprechend 
ergänzt. 

Kenntnis-
nahme 

 

Berücksich-
tigung 

4. NLWKN Betriebsstelle Aurich 
Stellungnahme vom 20.01.2021 

Gegen die oben genannte Planung bestehen keine 
Bedenken, da wesentliche Auswirkungen auf den 
Wasserhaushalt nicht erwartet werden, wenn fol-
gende Punkte beachtet werden: 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 

- Bei einer Verlegung eines Gewässers II. Ordnung 
(„Haxtumer Schloot") ist nach Herstellung des 
neuen Gewässers seitens des I. Entwässerungs-
verband Emden der neue Gewässerverlauf dem 
NLWKN - Bst. Aurich mitzuteilen. Der neue Ge-
wässerverlauf wird dann in die offiziellen Karten 
übernommen. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 

- In den weiteren Planungen ist ein Oberflächen-
entwässerungskonzept zu erstellen. Eine ord-
nungsgemäße Ableitung des anfallenden Oberflä-
chenwassers ist zu gewährleisten. Faktoren wie 
Klimawandel und Starkregenereignisse sind bei 
der Konzeption zu berücksichtigen. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Das Oberflächenentwässerungs-
konzept liegt vor und ist mit den zu-
ständigen Stellen abgestimmt. 

Das Rückhaltebecken wurde in Ab-
stimmung mit der Stadt Aurich, 
dem LK und dem Entwässerungs-
verband für ein 10-jährliches Re-
genereignis bemessen. Dies liegt 
über den gesetzlichen Mindestan-
forderungen 

Darüber hinaus wurden die Regen-
mengen mit 10% beaufschlagt. 

Die Entwässerung sieht somit aus-
reichende Sicherheiten vor. 

Kenntnis-
nahme 

- Neben der Oberflächenentwässerung ist auch 
eine ordnungsgemäße Abführung des 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Angaben zur 

Berücksich-
tigung 
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Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Schmutzwassers in den weiteren Planungen zu 
gewährleisten. 

Schmutzwasserbeseitigung werden 
in der Begründung ergänzt. Die 
Auswirkungen auf das Bestands-
netz und die Pumpwerke wurden in 
der Schmutzwasserplanung be-
rücksichtigt. 

- In den Begründungen zu den Bebauungsplänen 
sind Aussagen zur Löschwasservorsorge zu tref-
fen.  

Die Stellungnahme bezieht sich auf 
die verbindliche Bauleitplanung 
und fließt in die Abwägung der Be-
bauungspläne BP 333 und BP 367 
ein. 

Kenntnis-
nahme 

Stellungnahme als TÖB: 

Anlagen und Gewässer des NLWKN (Bst. Aurich) im 
GB I (Landeseigene Gewässer) und GBIIl (GLD) 
sind durch die Planungen nicht nachteilig betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 

5. Entwässerungsverband Aurich  
Stellungnahme vom 29.01.2021 

Der Aufgabenbereich und die Belange des Entwäs-
serungsverbandes Aurich werden durch die vg. Bau-
leitplanung grds. nicht berührt. 

Die Oberflächenentwässerung von den bebauten 
Grundstücken aus dem südlichen Teil des Geltungs-
bereiches B-plan Nr. 333 (Oldersumer Str.), erfolgt in 
das Einzugsgebiet des Entwässerungsverbandes 
Aurich. 

Wie beschrieben, ergibt sich die Notwendigkeit zur 
Planung einer gesamtheitlichen Entwässerungspla-
nung zur Regelung des Abflusses von Regenwas-
ser. Dieses ist dem Entwässerungsverband Aurich 
ebenfalls zur Kenntnis zu unterbreiten und vorzule-
gen. Sofern keine Änderung bzw. Umlegung der be-
stehenden Oberflächenentwässerung entlang der 
„Oldersumer Str." geplant ist, werden keine Ein-
wände oder Bedenken gegen die o.a. Bauleitpla-
nung vorgebracht. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Es sind keine Änderungen oder 
Umlegungen der bestehenden 
Oberflächenentwässerung entlang 
der Oldersumer Straße geplant. 

Kenntnis-
nahme 

6. Erster Entwässerungsverband Emden 
Stellungnahme vom 15.01.2021 

Das betrachtete Gebiet sieht eine größere Flächen-
versiegelung vor. Ein entsprechendes finales Ober-
flächenentwässerungskonzept ist mit der Wasserbe-
hörde und dem Verband abzustimmen. 

Die Regenrückhalteanlage wurde bereits im F- und 
B-Plan abgebildet. Das Drosselbauwerk des Rück-
haltebeckens ist mit einer "echten" Drossel zu verse-
hen, die 2 l/s/ha abgibt (Hydroslide, Aquatube o.ä.). 
Das Rückhaltebecken mit Drossel als technische An-
lage muss gut zu erreichen oder jederzeit zu reini-
gen sein. 

Die Stellungnahme bezieht sich auf 
die verbindliche Bauleitplanung 
und fließt in die Abwägung der Be-
bauungspläne BP 333 und BP 367 
ein. 

Keine Be-
rücksichti-
gung 
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Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

Unter dem Punkt "Nachrichtliche Übernahmen" im 
Text- und Planbereich ist der Satz "Ausnahmen von 
diesen Beschränkungen des Grundeigentums kann 
der Verband in begründeten Fällen zulassen" zu 
streichen. 

Aus Verbandssicht gibt es ansonsten keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen die Flächennutzungs-
plan -und B-Planänderung bei Beachtung der o.g. 
Punkte. 

Die satzungsgemäßen Bestimmungen des Verban-
des gelten unverändert. 

7. OOWV 
Stellungnahme vom 22.01.2021 

Mit Schreiben vom 12. März 2020 – AP-LW-TW-
03/R7/20/Hö – haben wir zu der o.g. Bauleitplanung 
Stellung genommen.  

Diese Stellungnahme wird in vollem Umfang weiter-
hin aufrechterhalten.  

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen.  

Die Stellungnahme vom 
12.03.2020 bezieht sich auf die Be-
bauungspläne 333 und 367 und 
geht dort in die Abwägung ein. 

Kenntnis-
nahme 

8. Ostfriesische Landschaft, Archäologischer Dienst & Forschung 
Stellungnahme vom 10.02.2021 

Gegen die 50. Änderung des o.g. Flächennutzungs-
planes bestehen aus der Sicht der archäologischen 
Denkmalpflege keine grundsätzlichen Bedenken. 

Da aus den nördlich angrenzenden Arealen Funde 
bekannt sind, können Bodenfunde nicht ausge-
schlossen werden. Da es bei Funden im Baubetrieb 
zu Verzögerungen kommt, sollten um Verzögerun-
gen zu vermeiden und Planungssicherheit zu erlan-
gen, frühzeitig Probegrabungen stattfinden. Für die 
Prospektion ist maschinelle Unterstützung in Form 
eines Baggers notwendig. Aufgrund der Ergebnisse 
ist das weitere Verfahren zu klären. 

Sollte archäologische Denkmalsubstanz zutage 
kommen, sind ausreichend lange Fristen zur Doku-
mentation und Fundbergung einzuräumen. 

Sollte eine Ausgrabung erforderlich werden, muss 
diese nach dem Niedersächsischen Denkmalschutz-
gesetz geregelt werden. 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das 
Nieders. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 
(Nds. GVBI. S. 517), sowie die Änderung vom 
26.05.2011 (Nds. GVBI. S. 135) §§ 2, 6, 13 und 14, 
wonach eine Genehmigung der Denkmalschutzbe-
hörde erforderlich ist, wenn Erdarbeiten an einer 
Stelle vorgenommen werden, wo Funde vermutet 
werden. Die Genehmigung kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Die Stellungnahme bezieht sich auf 
die Umsetzung der Bauleitplanung. 
Sie wird daher an die Grundstücks-
eigentümer und Erschließungsträ-
ger weitergegeben. 

Kenntnis-
nahme 
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Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

9. IHK Emden 
Stellungnahme vom 19.02.2021 

Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft bestehen ge-
gen die o.g. Bauleitplanung keine grundsätzlichen 
Bedenken. Die mit der Planung verbundene Absicht, 
Wohnbauflächen zu entwickeln und zu sichern, wird 
begrüßt.  

Gleichzeitig bitten wir darum, dass bei der Ausge-
staltung der Planung die Belange der angrenzenden 
gewerblichen Wirtschaft Berücksichtigung findet. 
Neben der Besitzstandswahrung sollte dabei auch 
der Aspekt der betrieblichen Weiterentwicklung eine 
Rolle spielen.  

Konkrete Bedenken haben wir hinsichtlich einer zu 
geringen Abstandshaltung im Bereich des B-Plans 
Nr. 333 gegenüber dem an der Oldersumer Straße 
angesiedelten Teehandels. Nach den bisherigen Er-
fahrungen ist es fraglich, ob hinsichtlich der tempo-
rär auftretenden Geruchsemissionen dieses Betrie-
bes eine hinreichend entlastende Wirkung durch 
den beschriebenen Einsatz von Filtern erreicht wer-
den kann. Um hier auch zukünftig Konfliktpotenzial 
zu vermeiden, schlagen wir vor, den Abstand zwi-
schen Wohnbebauung und angesprochenem Be-
trieb auf 50 m fest zu setzen. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. Der Anregung zur 
Vergrößerung des Abstands wird 
nicht gefolgt. 

Zur Beurteilung möglicher Immissi-
onskonflikte zwischen dem Produk-
tionsbetrieb und dem angrenzen-
den Wohngebiet wurde ein Ge-
ruchsgutachten erstellt. Dabei ist 
ermittelt worden, dass es in Teilen 
auf den nördlich und östlich des 
Gewerbebetriebs geplanten Wohn-
grundstücken zu Überschreitungen 
der Immissionshöchstwerte kommt. 
Vor diesem Hintergrund wurde ge-
prüft, inwieweit über technische 
Maßnahmen am Betrieb ein kon-
fliktfreies Nebeneinander des Ge-
werbebetriebes und der geplanten 
Wohnbebauung möglich ist. 

Die Prüfung hat ergeben, dass über 
technische Maßnahmen, wie Filter-
anlagen, die Geruchsemissionen 
derart reduziert werden können, 
dass die Immissionsrichtwerte nach 
GIRL eingehalten werden. Es ist 
beabsichtigt, die Umsetzung der 
technischen Maßnahmen einver-
nehmlich mit dem Gewerbebetrieb 
vor dem Satzungsbeschluss ver-
traglich zu regeln. Unter diesen Vo-
raussetzungen ist von keinen Nut-
zungskonflikten zwischen den im 
Bebauungsplan 333 festgesetzten 
Wohnnutzungen sowie auch von 
keinen Nutzungseinschränkungen 
für den bestehenden Teehandel 
auszugehen. 

Kenntnis-
nahme 

10. EWE Netz GmbH 
Stellungnahme vom 06.01.2021 

Die Aufstellung oder Veränderung von Leitplanun-
gen kollidiert in der Regel nicht mit unserem Inte-
resse an einer Bestandswahrung für unsere Leitun-
gen und Anlagen. Sollte sich hieraus im nachgela-
gerten Prozess die Notwendigkeit einer Anpassung 
unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, 
Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Ver-
setzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, 
sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben, die 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 
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Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

anerkannten Regeln der Technik sowie die Pla-
nungsgrundsätze der EWE NETZ GmbH gelten. 
Gleiches gilt auch für die Neuherstellung, z.B. Bereit-
stellung eines Stationsstellplatzes. Die Kosten der 
Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten sind von dem 
Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE 
NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorha-
benträger und die EWE NETZ GmbH haben eine an-
derslautende Kostentragung vertraglich geregelt. 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken 
oder Anregungen vorzubringen. 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen 
einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und 
verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden 
Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vor-
habens zu Veränderungen im zu berücksichtigenden 
Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir freuen 
uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über 
unser modernes Verfahren der Planauskunft zur 
Verfügung stellen zu können - damit es nicht zu Ent-
scheidungen auf Grundlage veralteten Planwerkes 
kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern je-
derzeit über die genaue Art und Lage unserer zu be-
rücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite: 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/ser-
vice/leitungsplaene-abrufen 

11. Telekom 
Stellungnahme vom 03.02.2021 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Tele-
kom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevoll-
mächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesiche-
rung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erfor-
derlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 

Die Telekom hat bezüglich der o. g. Bauleitplanung 
derzeit weder Anregungen noch Bedenken 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass 
Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikati-
onslinien vermieden werden und aus betrieblichen 
Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehin-
derte Zugang zu den Telekommunikationslinien je-
derzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckun-
gen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie 
oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, 
dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelzieh-
fahrzeugen angefahren werden können. Es ist des-
halb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 
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Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausführung vorhandenen Telekommu-
nikationslinien der Telekom informieren. Die Kabel-
schutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

12. Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Stellungnahme vom 09.02.2021 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vo-
dafone Kabel Deutschland GmbH gegen die von 
Ihnen geplante Maßnahme keine Einwände geltend 
macht. 

In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunika-
tionsanlagen unseres Unternehmens. Bei objektkon-
kreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu 
eine Stellungnahme mit entsprechender Auskunft 
über unseren vorhandenen Leitungsbestand abge-
ben. 

Weiterführende Dokumente: 

- Kabelschutzanweisung Vodafone 
- Kabelschutzanweisung Vodafone Kabel Deutsch-

land 
- Zeichenerklärung Vodafone 
- Zeichenerklärung Vodafone Kabel Deutschland 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen. 

Kenntnis-
nahme 

13. NABU Gruppe Aurich 
Stellungnahme vom 19.02.2021 

Der NABU sieht die beabsichtigte 50. Änderung des 
Flächennutzungsplanes weiterhin sehr kritisch. Die 
Bebauungsplanung bereitet erhebliche Eingriffe in 
die Leistungsfähigkeit des Naturhalts im Sinne des 
§ 14 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
durch großflächige Boden-Versiegelung sowie durch 
Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts und der 
wild lebenden Pflanzen und Tierwelt vor. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-
nis genommen.  

Die Planung bedeutet einen erheb-
lichen Eingriff in Natur und Land-
schaft. Im Rahmen des Umweltbe-
richts wird dies auch dargestellt. Im 
Rahmen der Planungen wurde ver-
sucht, diesen Eingriff zu minimie-
ren und soweit möglich auszuglei-
chen.  

Die Bebauung ist erforderlich, da in 
der Stadt Aurich Wohnraum ge-
schaffen werden soll, um die 
Wohnraumbedürfnisse der Bevöl-
kerung zu befriedigt befriedigen. 

Die zu erwartenden Eingriffe sind 
im Umweltbericht dargestellt. Ver-
meidungs-, Ausgleichs- und Kom-
pensationsmaßnahmen sind vorbe-
reitet. 

Kenntnis-
nahme 

Die Bevölkerungsentwicklung der Stadt Aurich stag-
niert seit 2011. Der NABU hält darum die Prognose 
nicht für realistisch, dass für die Stadt Aurich bis zum 
Jahr 2030 steigende Haushaltszahlen zu verzeich-
nen sein werden und in den kommenden Jahren 
eine positive wirtschaftliche Entwicklung sowie ein 

Die Stellungnahme wird berück-
sichtigt. Die Begründung legt unter 
Planungsanlass dar, dass prognos-
tizierte Haushaltszahlen bis zum 
Jahr 2030 zu Wohnraumbedarfen 
führen. Zur Verdeutlichung dieses 

Berücksich-
tigung 
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überdurchschnittlich dynamischer Arbeitsmarkt ein-
treten werden. Die negative Entwicklung sowohl der 
wirtschaftlichen Lage und der Arbeitsstellensituation 
beim Windkraftanlagenhersteller Enercon hat sich 
weiter gravierend verschlechtert. Dazu kommt, dass 
die Corona-Krise sich weitaus dramatischer entwi-
ckelt hat, als erwartet, und die Belastungen für Be-
triebe und Arbeitnehmer noch weiter steigen werden. 

Der NABU hält es für erforderlich, dass der Bedarf 
für die Ausweisung des von den beiden B-Plangebie-
ten zusammen gebildeten sehr großen Bebauungsa-
reales durch belastbare Zahlen belegt wird. Zu be-
denken ist auch, dass die oben genannten Eingriffe 
auch nach dem BNatSchG besonders und streng ge-
schützte Tierarten betreffen. Ausnahmen von den 
Verboten des § 44 BNatSchG sind nur zulässig, 
wenn die städtebauliche Eingriffsregelung zum Er-
gebnis hat, dass die Planungen an dieser Stelle 
zwingend erforderlich, d. h. alternativlos sind. 

Sachverhalts, wird die Begründung 
unter Planungsanlass redaktionell 
ergänzt. 

Eine wesentliche Grundlage für die 
Ermittlung der Wohnungsnachfrage 
im Zeitraum 2015 bis 2030 ist ne-
ben der Entwicklung der Bevölke-
rungszahl die Entwicklung der 
Haushaltgrößen bzw. der durch-
schnittlichen Wohnungsbelegung 
(Bewohner je Wohnung). 

Für das Stadtgebiet Aurich liegt 
eine kleinräumige Prognose des 
Wohnungsbedarfs von der NBank 
(Kommunalprofil 2016) vor. Die 
NBank-Studie wurde auf der 
Grundlage der kontinuierlichen 
Wohnungsmarktbeobachtung 
2016/2017 des Landes Nieder-
sachsen (Basisjahr 2017) erstellt. 
Für die Stadt Aurich sind darin stei-
gende Haushaltszahlen bis zum 
Jahr 2030 in den kommenden Jah-
ren prognostiziert. Auf Grundlage 
der ausgewerteten Statistik ergibt 
sich die Abschätzung, dass sich bis 
2030 eine zusätzliche Nachfrage 
von 1.615 Wohnungen gegenüber 
2017 ergibt. Der Bebauungsplan 
dient der Schaffung des Angebots 
an Wohnbauflächen, um einen Teil 
dieses Bedarfs zu decken. Die 
Lage der Fläche im zentralen Sied-
lungsbereich entspricht der Ziel-
stellung der Konzentration der 
Wohnbauflächenentwicklung auf 
den zentralen Versorgungsbereich 
der Stadtgemeinde. 

siehe auch: Unterlage „Wohnungs-
nachfrage im Stadtgebiet Aurich 
2030“, Stadt Aurich, Fachdienst 
Planung, November 2018 
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II. Stellungnahmen von Trägern ohne Hinweise und Anregungen 

Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

keine 

 

 

III. Hinweise und Anregungen der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 

Stellungnahmen Abwägungsvorschlag Ergebnis 

keine 

 

 


